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Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom
08.04.2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die GewÃ¤hrung von Verletztenrente nach einem
Arbeitsunfall.

Die KlÃ¤gerin macht eine Knieverletzung als Folge eines Sturzes vom Fahrrad am
06.07.1999 geltend. Wegen anhaltender Beschwerden im linken Kniegelenk war am
10.03.2000 durch den OrthopÃ¤den Dr.N. eine diagnostische Arthroskopie
durchgefÃ¼hrt worden. Danach wies die retropatellare GelenkflÃ¤che frischere
sternfÃ¶rmige KnorpelaufbrÃ¼che auf. Im Operationsprotokoll heiÃ�t es hierzu, der
Befund sei mit dem stattgehabten Trauma einer Kniegelenkskontusion vereinbar.

Der von der Beklagten als SachverstÃ¤ndige gehÃ¶rte Chirurg Dr.G. kam in seinem
Gutachten vom 18.11.2000 zu dem Ergebnis, bei dem Sturz vom 06.07.1999 sei
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eine Kontusion der Innenseite mit einem flÃ¤chenhaften HÃ¤matom aufgetreten,
jedoch keine Verletzung von Kniebinnenstrukturen und damit auch keine Verletzung
des Kniescheibengelenkknorpels. Das chronische Beschwerdebild, das schlieÃ�lich
die Arthroskopie veranlasst habe, sei ausschlieÃ�lich auf den degenerativen
Knorpelschaden an der KniescheibengelenkflÃ¤che zurÃ¼ckzufÃ¼hren, der seine
Ursache in einer anlagebedingten Fehlform der Kniescheibe, nÃ¤mliche einer
Dysplasie vom Typ Wiberg III bis IV habe. Es gebe keinerlei Hinweise auf eine
Kniebinnenverletzung und damit sei eine Verletzung der PatellagelenkflÃ¤che nicht
anzunehmen. Bei der Gelenkspiegelung seien Zeichen einer vorausgegangenen
Traumatisierung der GelenkhÃ¶hle und speziell der PatellagelenkflÃ¤che nicht
nachzuweisen gewesen. Es hÃ¤tten sich keine HÃ¤matomreste, keine
Narbenbildungen und keine Bridenentwicklung gefunden, es habe vielmehr ein
flÃ¤chenhafter Degenerationsprozess an der PatellagelenkflÃ¤che vorgelegen.
Dieser Befund entspreche einer Chondromalazia patellae auf dem Boden der
anlagebedingten Dysplasie II. Grades.

Mit Bescheid vom 12.12.2000 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung von
Verletztenrente ab. Den anschlieÃ�enden Widerspruch wies sie mit
Widerspruchsbescheid vom 19.09.2001 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Im Klageverfahren hat das Sozialgericht ein Gutachten des OrthopÃ¤den und
Chirurgen Dr.U. vom 08.05.2002 eingeholt. Danach haben bei der KlÃ¤gerin ab
Beginn der 27. Woche nach dem Unfall keine Unfallfolgen mehr vorgelegen. Bei der
Kniegelenksspiegelung am 10.03.2000 seien im Bereich von Innen- und
AuÃ�enmeniskus sowie am Knorpel der GelenkflÃ¤che keine Unfallfolgen
festgestellt worden, im Bereich der KniescheibenrÃ¼ckflÃ¤che medial frischere
KnorpelaufbrÃ¼che. Frische KnorpelschÃ¤den lieÃ�en sich arthroskopisch nur
innerhalb von zwei Monaten nach einem Unfallereignis feststellen, danach sei es
unmÃ¶glich, das Alter eines festgestellten Knorpelschadens zu datieren. Da bei der
Arthroskopie am 10.03.2000 frischere KnorpelaufbrÃ¼che festgestellt worden
seien, kÃ¶nnten diese unmÃ¶glich von einem Unfall herrÃ¼hren, welcher acht
Monate vorher stattgefunden hat. In dem Bereich, in dem die KlÃ¤gerin nunmehr
Schmerzen angebe, seien arthroskopisch keine Unfallfolgen festgestellt worden. Die
derzeit geklagten Kniebeschwerden mÃ¼ssten als unfallunabhÃ¤ngig eingestuft
werden.

Die KlÃ¤gerin hat ein unfallchirurgisches Gutachten des Prof.Dr.K. vom Klinikum der
UniversitÃ¤t M. vom 26.11.2002, erstattet in dem Zivilrechtsstreit gegen die
Unfallgegnerin, vorgelegt, in dem ausgefÃ¼hrt ist, die arthroskopische
Untersuchung mehrere Monate nach dem Unfall habe die Diagnose eines
Knorpelschadens ergeben. Von unfallchirurgischer Seite handele es sich um einen
nach dokumentierter Vorgeschichte und jetzigem Untersuchungsbefund eindeutig
zu interpretierenden Zusammenhang. Die lÃ¼ckenlose Beschwerdeanamnese und
insbesondere der arthroskopische Befund des OrthopÃ¤den Dr.N. bestÃ¤tigten,
dass es zu einer SchÃ¤digung am Knorpel gekommen sei.

Hiergegen hat die Beklagte eingewendet, in einer zivilrechtlichen Streitigkeit gelte
eine gÃ¤nzlich andere KausalitÃ¤tsbetrachtung als in der gesetzlichen
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Unfallversicherung. Prof.Dr.K. gehe in seinem Gutachten nicht auf die zweifelsfrei
bestehenden, konkurrierenden Ursachen fÃ¼r den Knorpelschaden am linken
Kniegelenk ein. Die Beklagte hat sich insoweit auf das Gutachten des Dr.G. und
bezÃ¼glich der Bewertung der vorgefundenden frischeren KnorpelaufbrÃ¼che auf
das Gutachten des Dr.U. gestÃ¼tzt.

Mit Urteil vom 8. April 2004 hat das Sozialgericht die Klage als unbegrÃ¼ndet
abgewiesen. In seiner BegrÃ¼ndung stÃ¼tzt sich das Sozialgericht auf die
SachverstÃ¤ndigen Dr.G. und Dr.U â�¦ BezÃ¼glich des Gutachtens des Prof.Dr.K.
folgte es im wesentlichen den Einwendungen der Beklagten und Ã¤uÃ�ert den
Eindruck, dass dieser ohne weitere eigene Reflexion die Annahme des Dr.N.
Ã¼bernommen habe.

Mit ihrer Berufung beantragt die KlÃ¤gerin

das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 08.04.2002 und den Bescheid der
Beklagten vom 12.12.2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
19.09.2001 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, Rente wegen der Folgen
des Arbeitsunfalles vom 06.07.1999 zu gewÃ¤hren.

Sie stÃ¼tzt sich im wesentlichen auf das Gutachten des Prof.Dr. K â�¦

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Parteien haben sich mit einer Entscheidung durch den Berichterstatter
einverstanden erklÃ¤rt.

Zum Verfahren beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren
die Akte der Beklagten und die Akte des Sozialgerichts in dem vorangegangenen
Klageverfahren. Auf ihren Inhalt wird ergÃ¤nzend Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die von der KlÃ¤gerin form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig; eine
BeschrÃ¤nkung der Berufung nach Â§ 144 SGG besteht nicht.

Die Berufung ist jedoch nicht begrÃ¼ndet, weil die KlÃ¤gerin wegen der Folgen des
Unfalls am 06.07.1999 keinen Anspruch auf Verletztenrente hat. Das Gericht weist
die Berufung aus den GrÃ¼nden des angefochtenen Urteils des Sozialgerichts
Augsburg als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck und sieht nach Â§ 153 Abs.2 SGG von einer
weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab.

Die BerufungsbegrÃ¼ndung enthÃ¤lt, soweit sie sich auf das Gutachten des
Prof.Dr.K. stÃ¼tzt, kein Vorbringen, das in der BegrÃ¼ndung des angefochtenen
Urteils nicht berÃ¼cksichtigt worden wÃ¤re. Der entscheidungserhebliche
Sachverhalt ist durch die Ermittlungen der Beklagten und des Sozialgerichts
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vollstÃ¤ndig geklÃ¤rt, BeweisantrÃ¤ge sind in der mÃ¼ndlichen Verhandlung nicht
mehr gestellt worden.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten stÃ¼tzt sich auf Â§ 193 SGG und folgt der
ErwÃ¤gung, dass die KlÃ¤gerin in beiden RechtszÃ¼gen nicht obsiegt hat.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 07.11.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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